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Antrag 

der Abgeordneten Birgit Homburger, Rainer Brüderle, Daniel Bahr (Münster), 
Angelika Brunkhorst, Ernst Burgbacher, Helga Daub, Jörg van Essen, Ulrike Flach, 
Otto Fricke, Horst Friedrich (Bayreuth), Rainer Funke, Joachim Günther (Plauen), 
Dr. Karlheinz Guttmacher, Christoph Hartmann (Homburg), Klaus Haupt, Ulrich 
Heinrich, Dr. Werner Hoyer, Michael Kauch, Dr. Heinrich L. Kolb, Gudrun Kopp, 
Jürgen Koppelin, Sibylle Laurischk, Harald Leibrecht, Ina Lenke, Dirk Niebel, 
Günther Friedrich Nolting, Hans-Joachim Otto (Frankfurt), Eberhard Otto 
(Gödern), Detlef Parr, Cornelia Pieper, Gisela Piltz, Dr. Andreas Pinkwart, 

Dr. Günter Rexrodt, Marita Sehn, Dr. Hermann Otto Solms, Carl-Ludwig Thiele, 
Jürgen Türk, Dr. Claudia Winterstein, Dr. Wolfgang Gerhardt und der 
Fraktion der FDP 


Anreize zum Bürokratieabbau setzen - Bürokratische Pflichtdienste bezahlen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Staat überwälzt eine unüberschaubare Zahl administrativer Pflichten auf 
die Unternehmen. Das reicht vom Berechnen, Verwalten und Abführen von 
Steuern und Abgaben, über das Ausfüllen von amtlichen Formularen und Sta- 
tistiken bis hin zu diversen Aufzeichnungs-, Auskunfts-, Dokumentations- und 
Haftungspflichten. Während sich die öffentliche Verwaltung jeden Handschlag 
mit entsprechenden Gebühren bezahlen lässt, sind die Unternehmen gesetzlich 
verpflichtet, diese Dienste gratis zu erbringen. Allein das umfangreiche Lohn- 
steuerabzugsverfahren belastet die Unternehmen nach Berechnungen des Insti- 
tuts für Steuern und Finanzen mit über 5 Mrd. Euro im Jahr. Insgesamt fallen in 
Deutschland jährlich mindestens rund 30 Mrd. Euro Bürokratiekosten in der 
Wirtschaft an. Und die Tendenz ist steigend. 

Gerade in den vergangenen vier Jahren sind diverse bürokratische Verpflichtun- 
gen für die Unternehmen hinzugekommen. Beispiele sind die Ökosteuer mit ih- 
ren Ausnahmeregelungen und dem damit zusammenhängenden Antragswust, 
die umfassenden Haftungsbestimmungen von Unternehmen für ihre Subunter- 
nehmer, die mit dem „Gesetz zur Eindämmung der illegalen Beschäftigung 
im Baugewerbe“ eingeführt wurden oder die zusätzlichen Berichts- und Aus- 
kunftspflichten durch die Verschärfung des Betriebsverfassungsgesetzes. Eine 
noch nicht veröffentlichte aktuelle Untersuchung des Instituts für Mittelstands- 
forschung in Bonn scheint zu bestätigen, dass die Belastungen durch Bürokra- 
tiedienste in den vergangenen sechs Jahren noch einmal zugelegt haben. Die 
genauen Zahlen hält die Bundesregierung noch unter Verschluss. 

Der Mittelstand leidet besonders unter den zunehmenden Bürokratiebe- 
lastungen. Trotz der Möglichkeit, Bürokratiekosten als Betriebsausgaben abzu- 
ziehen, ist die Belastung gerade für die Unternehmen des Mittelstands unzu- 
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mutbar. Nach einer Untersuchung des Instituts für Mittelstandsforschung aus 
dem Jahr 1996 entfallen allein 96 Prozent der Bürokratiekosten auf kleine und 
mittlere Unternehmen. Die durchschnittliche Belastung eines Arbeitsplatzes in 
Kleinunternehmen liegt bei 3 579 Euro pro Jahr, während Großunternehmen 
mit mehr als 500 Beschäftigten im Durchschnitt nur noch 153 Euro im Jahr für 
den einzelnen Arbeitsplatz schultern müssen. Die Henzler-Kommission der 
bayrischen Staatsregierung hat sogar eine Belastung von Unternehmen mit we- 
niger als fünf Mitarbeitern von 4 314 Euro pro Jahr und Mitarbeiter ermittelt. 
Diese Regressivwirkung der Belastungen belegt, dass sich gerade kleine und 
mittlere Unternehmen zu Recht über den Bürokratiewust in Deutschland bekla- 
gen. So werden Handlungs- und Entscheidungsfreiheiten eingeschränkt, Exis- 
tenzgründungen behindert und letztlich sogar Existenzen gefährdet. Die stär- 
kere Belastung kleiner Unternehmen bedeutet außerdem, dass die bürokrati- 
schen Lasten ein Einstellungshemmnis erster Güte sind. Denn gerade der Mit- 
telstand als Job-Motor wird überproportional mit Pflichtdiensten belastet. 

Dieser Trend muss umgekehrt werden. Der Deutsche Bundestag fordert, die in 
der Vergangenheit immer stärker gestiegenen Bürokratiebelastungen abzu- 
bauen. Ankündigungen seitens der Bundesregierung müssen endlich Taten fol- 
gen: Außer einem Etikett, nämlich dem so genannten Masterplan Bürokratie- 
abbau, hat die Bundesregierung bisher nicht viel beim Abbau bürokratischer 
Belastungen zu Stande gebracht. Durchgreifende Maßnahmen sind zur großen 
Enttäuschung der Bürgerinnen und Bürger bisher Fehlanzeige. Das verwundert 
wenig, weil die Regierung auf Anreize zum Abbau überflüssiger Bürokratie 
verzichtet. Im Gegenteil: Die staatliche Verwaltung profitiert vielfach von der 
kostenlosen Zuarbeit der Unternehmen. Gerade in neuen Gesetzgebungsverfah- 
ren ist die „Verführung“ groß, der Privatwirtschaft weitere bürokratische Lasten 
aufzubürden, damit in Zeiten knapper Kassen der Bundeshaushalt geschont 
wird. Diese Vermutung wird im Übrigen durch eine Umfrage des ifo-Instituts 
aus dem Jahr 2002 bestätigt. Danach hat nach Meinung von rund Dreiviertel 
der befragten Unternehmen die staatliche Bürokratie in den vergangenen Jahren 
zugenommen. 

Bürokratiekosten sind aber ein Wachstums- und Beschäftigungshemmnis. 
Wenn die Regierung nicht in der Lage ist, diese zu reduzieren, dann müssen 
eben materielle Anreize zum Bürokratieabbau eingeführt werden. Die adminis- 
trativen Pflichtdienste sind eine Dienstleistung der Unternehmen gegenüber 
dem Staat. Deshalb ist es legitim darüber nachzudenken, dass der Staat diese 
Dienste bezahlen muss. Erst wenn der Gesetzgeber spürt, welche Kosten er auf 
die Unternehmen überwälzt, ist er möglicherweise bereit, in neuen Regelungen 
weitere Belastungen zu vermeiden und Bürokratie gezielt abzubauen. Die Kos- 
ten spürt er nur dann, wenn er sie - zumindest teilweise - übernehmen muss. 

Für einen Teil dieser Pflichtdienste gibt es übrigens sogar Preise. Denn die Un- 
ternehmen lassen vielfach die vom Staat auferlegten Bürokratiedienste von 
Steuerberatern erledigen. Und diese werden nach der Steuerberatergebühren- 
verordnung entlohnt, in der konkrete Preisvorgaben zum Beispiel für alle Ar- 
beitsschritte im Zusammenhang mit dem Lohnsteuerabzugsverfahren gemacht 
werden. Die Bezahlung dieser Verwaltungsaufwendungen ist auch nichts Unge- 
wöhnliches. Immerhin behält die Finanzverwaltung seit den 1920er Jahren eine 
Pauschale für die Erhebung der Kirchensteuer von den Kirchen ein. Derzeit be- 
läuft sie sich im Durchschnitt auf drei Prozent des Kirchensteueraufkommens. 
Beachtlich dabei ist: Die Hauptlast der Kirchensteuerverwaltung haben die 
Unternehmen im Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahrens zu tragen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . unverzüglich Maßnahmen zu einem echten Bürokratieabbau einzuleiten, der 
die Bürger und Unternehmen spürbar entlastet; 
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2. unverzüglich die dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit vorlie- 
gende aktuelle Untersuchung des Instituts für Mittelstandsforschung über 
die Bürokratiebelastungen der Unternehmen zu veröffentlichen; 

3. alle neuen administrativen Pflichtdienste für Unternehmen einem Bürokra- 
tiekosten-TÜV zu unterziehen, dadurch die Bürokratiekosten transparent zu 
machen und über eine Bürokratiekostenerstattung auf eine ständige Verrin- 
gerung der Bürokratielasten hinzuwirken; 

4. zu prüfen, inwieweit die Steuerberatergebührenverordnung als Anhaltspunkt 
zur realitätsnahen Vergütung der Bürokratiekosten der Unternehmen heran- 
gezogen werden kann und ob die dort festgeschriebenen Spannen sich zur 
größenspezifischen Unterscheidung der Vergütung eignen. 


Berlin, den 22. Oktober 2003 
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